
1

                                                   Offenes Verfahren

                                                   Nicht offenes Verfahren

                                                   Verhandlungsverfahren

                                                        mit vorheriger öffentlicher Bekanntmachung
                                                          ohne vorheriger öffentlicher Bekanntmachung

Kurzbezeichnung: Neubau Gemeindehaus Adnet

Verfahren im
  Oberschwellenwertsbereich

   Unterschwellenwertsbereich

gemäß Bundesvergabegesetz 2006 – BvergG 2006, BGBl. I Nr. 17/2006

1.  Angebotshauptteil  A
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Firma und Adresse des Bieters:
Name/Handelsrechtlicher Firmenwortlaut:

………………………………………………………..……
Geschäftssitz (PLZ, Ort Adresse):
……………………………………….……........
Elektronische Adresse jener Stelle, die zum
Empfang der Post berechtigt ist:
………………………………………………..…

Gilt nur für Bietergemeinschaften:
Angabe aller Mitglieder der Bietergemeinschaft:
1.) Handelsrechtlicher Firmenwortlaut:
………………………………………….………
Sitz (PLZ, Ort Adresse):
………………………………………………….
2.) Handelsrechtlicher Firmenwortlaut:
……………………………………………….…
Sitz (PLZ, Ort Adresse):
……………………………………………….…
Elektronische Adresse jener Stelle, die zum
Empfang der Post berechtigt ist:
……………………………………………….…

Name des zum Abschluss und zur Abwicklung
des Vergabeverfahrens und desVertrages
bevollmächtigten Vertreters der Bietergemeinschaft:

………………………………………………..…

Einreichform des Angebotes:
Gebunden mit einer (Original) Ausfertigung in
einem verschlossenen Kuvert mit der Aufschrift

„nicht öffnen !“
Angebot

Auftraggeber gem. § 2 Zif. 8 BVergG:
                       Gemeinde Adnet
Postanschrift: 5421 Adnet 78a
Fernruf:  (+43)06245/84041
E-mail: gemeinde@adnet.info

Vergebende Stelle gem. § 2 Zif. 41 BVergG:
Gemeinde Adnet

Auskünfte über den
Ausschreibungsgegenstand bei:
Ing. Georg Rettenbacher
Baumeister und Bauträger GmbH
Fernruf:  (+43)06245/82570

E-mail: ing.rettenbacher@sbg.at

Vergabekontrollbehörde:
Vergabekontrollsenat Salzburg
Chiemseehof
5020 Salzburg
Geschäftsstellenleiter: Dr. Manfred Huber
Tel.: (+43)662/8042/28
FAX: (+43)662/8042/3111
E-mail: manfred.huber@salzburg.gv.at
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WICHTIGE ANMERKUNG:
Datenträger:
Unter derselben Internetadresse auf der diese
Ausschreibung geladen ist, findet sich u.a. auch der
Datenfile für die Auspreisung der Leistungspositionen
(Maschinenlesbares Kurz-Leistungsverzeichnis).
Das elektronisch ausgepreiste Kurz-
Leistungsverzeichnis ist auf einem Datenträger (CD-
Rom) der Anbotslegung ebenso beizuschließen, wie der
rechtsgültig unterfertigte Ausdruck des Kurz-
Leistungsverzeichnisses und der rechtsgültig
unterfertigte Ausdruck des Langleistungsverzeichnisses.

 ANGEBOTSINHALTSVERZEICHNIS
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1.1.  PREISE/KALKULATION

Die Einheits- und Pauschalpreise wurden von mir (uns) gemäß ÖNORM B 2061 auf
folgenden Kalkulationsgrundlagen ermittelt:
a) Gilt nur für Baumeisterarbeiten: Gemäß den diesem Angebotsschreiben
angeschlossenen Kalkulationsformblättern.
b) Gilt nur, wenn keine Kalkulationsformblätter anzuschließen sind
Anteil Lohn:

Bruttomittellohn €

Gesamtzuschlag % €

Bruttomittellohnpreis €

Anteil Sonstiges:

Gesamtstoffzuschlag %

Für angehängte Regieleistungen gemäß ÖNORM B 2112 werden, soweit hiefür im
Leistungsverzeichnis keine Preise vorgesehen sind, verrechnet:

Kollektivvertragliche Lohnkosten mit
einem Zuschlag von

%

Stoffkosten mit einem Zuschlag von %

Bei der Berechnung der Regiestundenzuschläge wurde vom kollektivvertraglichen Lohn
ausgegangen. Alle außerkollektivvertraglichen Zulagen und Aufzahlungen jeder Art und
lohngebundenen Gemeinkosten, wie soziale Aufwendungen usw., sind im Prozentsatz
des Zuschlages enthalten.

Die im Leistungsverzeichnis angebotenen Einheits-, Pauschal- und Regiepreise
gelten für 12 Monate ab Angebotseröffnung als Festpreise.

Für nach Ablauf dieses Festpreiszeitraumes erbrachte Leistungen erfolgt die
Preisumrechnung nach den vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
veröffentlichten „Baukostenveränderungen“.

Arbeitskategorie: Baugewerbe oder Bauindustrie

Für die Umrechnung der Preisanteile für Lohn gilt, dass die einmaligen Kosten der
Baustelle auf den Preisanteil Lohn umgelegt werden (ÖNORM B 2111 Abschnitt 5.6.1).
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Die Gewährung von überkollektivvertraglichen Mehrlöhnen und Aufzahlungen aller Art
begründet auch dann keinen Anspruch auf Preisberichtigung, wenn sie nach der
Marktlage üblich sein sollte.
Preise; Vergütung der Leistungen
Die vereinbarten Preise beinhalten alle Kosten und Nebenkosten für die erforderlichen
Lieferungen und Leistungen, einschließlich aller Kosten für Löhne, Überstundenlei-
stungen, witterungsbedingter Erschwernisse (z.B. Regen, Frost und Schneefall, etc.),
Transporte und Nebenleistungen, die zur termin- und vertragsgemäßen, einwandfreien
und allen behördlichen Vorschriften und Auflagen, den einschlägigen Normen und den
anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Herstellung der beschriebenen
Arbeiten oder Werkstücke bis zur vollen Verwendungsfähigkeit erforderlich sind, auch
wenn notwendige Einzelheiten in der Leistungsbeschreibung nicht erwähnt, aber
aufgrund der Umstände technisch notwendig oder vorhersehbar oder üblich sind.
Zu den vorgenannten Nebenleistungen gehören auch die vor und während der Arbeits-
durchführung erforderlichen Besprechungen und Klärungen samt dem Beibringen aller
erforderlichen Atteste, vom AN beizubringende Bewilligungen und behördlichen
Überprüfungen, alles ohne gesonderte Vergütung, soweit nicht ohnehin Positionen dafür
vorgesehen sind.
Weiters beinhalten die angebotenen Einheitspreise bei Leistungen der Haustechnik und
technischen Gebäudeausrüstung auch die Kosten aus folgenden Nebenleistungen:

- Die Erstellung der Montagepläne, Werk- und Stückzeichnungen und die dafür notwendig
werdenden Berechnungen in der vom AG gewünschten Form und Anzahl sowie Muster
und bei den haustechnischen Gewerken Ausführungspläne (sofern sie nicht gemäß
Vorbemerkungen zum Leistungsverzeichnis beigestellt werden) sowie Einreich-, Be-
stands- und sonstige angeführte Unterlagen.

- Einweisung des Bedienungspersonals für die auftragsgegenständlichen Anlagen anhand
der Bedienungs- und Wartungsanleitungen (Bestandsunterlagen) samt Erstellung des
Einweisungsprotokolls.

- Abstellung von Fachkräften des AN zur Betreuung und Bedienung der auftragsgegen-
ständlichen Anlagen nach der Inbetriebnahme bis zur abgeschlossenen Einweisung des
Bedienungspersonals.

- Dauerhafte und einheitliche Beschriftung bzw. Beschilderung aller eingebauten
Schalt-, Steuergeräte und Anlagenteile, sofern hiefür nicht eine eigene Position im
Leistungsverzeichnis vorgesehen ist.

- Beistellung von Belastungsgewichten für die Abnahme von Förderanlagen.

Detailkalkulation:
Im Auftragsfall hat der Auftragnehmer über Verlangen des Auftraggebers die vollständige,
objektbezogene und positionsweise aufgegliederte Detailkalkulation des Angebotes an
den Auftraggeber zu übergeben. Diese kann vor Abschluss des Leistungsvertrages oder
während der Bauzeit angefordert werden. Erforderlichen Zusatz- und
Nachtragsangeboten ist die vollständige Detailkalkulation bezogen auf die Preisbasis des
Hauptangebotes beizulegen.
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2. Angebotsteil B

Allgemeine Projektsbeschreibung

Die Gemeinde Adnet beabsichtigt die Errichtung eines neuen Gemeindehauses auf
einem 1.047m² großen Grundstück direkt im Ort neben der Kirche.

Folgendes ist vom jeweiligen Auftragnehmer zu beachten und auch bei den
Baustellengemeinkosten einzurechnen:

1.) Die Gründung erfolgt über eine wasserdichte Betonplatte.
2.) Im Kellergeschoss befinden sich eine Tiefgarage mit überdachter Abfahrtsrampe,

Schleuse, Stiegenhaus, Technikräume, ein Geräteraum, ein Raum für Fundsachen
sowie der Personenlift

3.) Im Erdgeschoss befinden sich Windfang mit Vorraum, Wartebereich, diverse
Büros, ein Besprechungsraum, Nebenräume mit WC`s und ein öffentliche WC-
Anlage von außen zugänglich.

4.) Im Obergeschoss befinden sich ein Sitzungsraum mit Tauungssaal, Besprechungs-
, Multifunktionsräume, ein Marmormuseum mit Büro, eine WC-Anlage sowie das
Lüftungsgerät.

5.) Im Dachgeschoss befinden sich Archiv, Lager, Multifunktionsraum mit Teeküche
und einem WC.

6.) Durch die Baufirma wird entlang des gesamten Grundstückes inkl. ein Teil der
Gemeindestraße bis ca. 1,50 m zur BP. .43 im Westen ein Bauzaun errichtet und
bleibt dieser während der gesamten Bauzeit bis zum Beginn der
Außenanlagenarbeiten erhalten.

7.) Die öffentliche WC-Anlage wird bis Ostern 2008 betriebsbereit fertiggestellt, hier
wird ebenfalls durch die Baufirma der Bauzaun entsprechend umgesetzt und ein
gesicherter Zugang bis zur Gesamtfertigstellung hergestellt.

8.) Durch die Baufirma erfolgen die sämtliche Sicherungsmaßnahmen wie
Absperrungen, Schutzgeländer etc., inkl. der Schutz des Stiegenhauses vor Regen
und Nässe, bis zur Fertigstellung der Verglasungen durch den Schlosser. Der
Schutz am Dach erfolgt durch den Zimmerer.

9.) Durch die Baufirma erfolgt die Herstellung des verbindlichen Meterrisses für die
eigenen Arbeiten, sowie die notwendigen Installationen Elektro, Heizung, Sanitär
usw. bis zu den Verputzarbeiten, wobei pro Geschoss ein Fixpunkt bis zum Beginn
der Estricharbeiten zu erhalten ist.

10.) Es ist besonders darauf zu achten, dass durch Winterwetter keine massive
Unterbrechung der Bauleistungen erfolgt. Die dafür notwendigen Maßnahmen sind
durch den AN bei der Abgabe des Angebotes mit einzukalkulieren. Die
Koordinierung des notwendigen Bedarfes innerhalb der gesamten Baumaßnahme
obliegt dem AN.
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2.1. Geschätzter Auftragswert
gem. § 13 iVm § 14 BVergG 2006

Grundlage für die Berechnung des geschätzten Auftragswertes eines öffentlichen
Auftrages ist der Gesamtwert ohne Umsatzsteuer, der vom Auftraggeber
voraussichtlich zu zahlen ist. Bei dieser Berechnung ist der geschätzte
Gesamtwert aller der zum Vorhaben gehörigen Leistungen einschließlich aller
Optionen und etwaiger Vertragsverlängerungen zu berücksichtigen.

Bei der Berechnung des geschätzten Auftragswertes von Bauaufträgen oder
Baukonzessionsverträgen ist neben dem Auftragswert der Bauleistungen auch
der geschätzte Gesamtwert aller für die Ausführung der Bauleistungen
erforderlichen Waren oder Dienstleistungen einzubeziehen, die dem
Unternehmer vom Auftraggeber zur Verfügung gestellt werden. Der Wert der
Waren oder Dienstleistungen, die für die Ausführung eines bestimmten
Bauauftrages nicht erforderlich sind, darf zum Wert dieses Auftrages
insbesondere nicht mit der Folge hinzugefügt werden, dass die Vorschriften
dieses Bundesgesetzes für die Beschaffung dieser Waren oder Dienstleistungen
umgangen werden.

Der geschätzte Auftragswert der auszuschreibenden Leistung ohne
Umsatzsteuer ist vom Auftraggeber vor der Durchführung des Vergabeverfahrens
sachkundig zu ermitteln.
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Ermittlung ist der Zeitpunkt der

Einleitung des Vergabeverfahrens
durch den Auftraggeber. Bei Vergabeverfahren mit vorheriger Bekanntmachung
ist dies der Zeitpunkt der Absendung der Bekanntmachung gemäß § 46 BVergG
2006, bei Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung die erste nach
außen in Erscheinung tretende Festlegung.

Der geschätzte Nettoauftragswert wurde wie oben ermittelt und es wurde
festgestellt, dass dieser

  unter
  über

dem mit Verordnung der Kommission (EG) Nr. 2083/2005 vom 19.12.2005
festgelegten Schwellenwert von € 5.278.000,-- liegt.

Es handelt sich daher um eine
 österreichweite Ausschreibung unter dem EU-Schwellenwert
 europaweite Ausschreibung über dem EU-Schwellenwert
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2.2. TERMINE/FRISTEN

Verfahrenstermine:

Tag der Veröffentlichung dieser Ausschreibung

20.03.2007

Als Tag an dem die Angebotsausgabe beginnt, wird der

20.03.2007

und als Zeitpunkt, an dem die Angebotsfrist endet, wird der

16.04.2007 , 12:00 Uhr

festgesetzt.

Angebotseröffnung:

Die Angebotseröffnung findet am
16.04.2007 , 13:00 Uhr

im Sitzungszimmer der Gemeinde Adnet statt.

Die Angebotseröffnung ist
 im offenen bzw. nicht offenen Verfahren gem. § 118 Abs. 1 BVergG

2006  öffentlich.
Die Bieter haben daher die Möglichkeit zur Teilnahme !

 im Verhandlungsverfahren gem. § 118 Abs. 2 BVergG
2006  nicht öffentlich.
Die Bieter haben daher keine Möglichkeit zur Teilnahme !

Abgabeort der Anbote:
Gemeinde Adnet
Haupteinlaufstelle

Postanschrift: 5421 Adnet 78a

Die Zuschlagsfrist beträgt 5 Monate und beginnt mit dem Ablauf der Angebotsfrist
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Vertragsfristen:

• Ausführungsfristen und Zwischentermine, Vertragsstrafe bei Verzug

Baubeginn: Mai 2007 spätestens 7 Tage nach Auftragserteilung

Pönalisierte Termine: Die unten stehenden Zwischentermine sind
verbindlich

Zwischentermine: Rohbaufertigstellung:   August 2007
Holzwände Dachgeschoss: KW 36 – 37
Dachkonstruktion:   KW 38 – 39
Dachdeckung:   KW 40 - 43

Gesamtfertigstellungstermin: Dezember 2008
Mobile Einrichtung:  März  2009

Detailtermine werden nach der Auftragserteilung einvernehmlich mit dem
Auftragnehmer in Abstimmung mit den übrigen Professionisten festgelegt. Die
gemeinsam ausgearbeiteten Termine und der bei Vertragsabschluss
gegebenenfalls beschlossene Bauzeitplan sind Vertragsbestandteil.
Verschiebungen des Ausführungsbeginnes berechtigen nur dann zu einer
Verlängerung des Durchführungszeitraumes, wenn der Auftraggeber hiezu die
schriftliche Zustimmung erteilt. Die Bauleitung ist berechtigt, Änderungen des
Bauablaufes, sowie die vorzeitige Durchführung von Arbeiten zu verlangen, die
sie mit Rücksicht auf den Fortgang der Gesamtarbeit als vordringlich erachtet.
Die Leistungen sind so zeitgerecht zu erbringen, dass allfällige Leistungsmängel
innerhalb der angesetzten Bautermine behoben werden können. Ein Verzug
infolge dieser Mängelbehebung berechtigt den Auftraggeber zur Geltendmachung
der Vertragsstrafe.
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2.3. Vergaberechtliche Grundlagen

• Rechtsgrundlage des Vergabeverfahrens
Die Vergabe erfolgt nach den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 2006
(BVergG, BGBl I 17/2006 idgF) und den dazu ergangenen Verordnungen.
Zwingende Bestimmungen des BVergG bzw. S.VKG kommen auch dann zur
Anwendung, wenn sie im Rahmen dieses Dokumentes keine Erwähnung finden.

• Widerruf
Bei einem Widerruf der Ausschreibung aus Gründen, die der Auftraggeber nicht
grob schuldhaft zu vertreten hat, ist der Kostenersatz für Bewerber, welche
bereits Teilnahmeanträge abgegeben haben, sowie jeder andere Ersatzanspruch
auf die Kosten der Herstellung der beglaubigten Abschriften und Übersetzungen
und auf die Kosten für die Beschaffung der geforderten Urkunden im Original
beschränkt.
Bei einem Widerruf der Ausschreibung aus Gründen, die der Auftraggeber nicht
zu vertreten hat, steht kein Kostenersatz zu.
Bewerbern, welche zum Zeitpunkt des Widerrufs durch den Auftraggeber noch
keine Teilnahmeanträge abgegeben haben, steht kein Kostenersatz zu.

• Urheberrecht, Vertraulichkeit
Alle Unterlagen des Vergabeverfahrens unterliegen dem Urheberrecht. Eine
Veröffentlichung, kommerzielle Verwertung und Weitergabe an Dritte (mit
Ausnahme zu Zwecken der Teilnahmeantragstellung oder Angebotserstellung an
Subunternehmer) ist nicht zulässig. Der Bewerber hat alle Informationen und
Unterlagen, die ihm im Zusammenhang mit dem gegenständlichen
Vergabeverfahren übergeben oder im Zusammenhang mit dem Verfahren sonst
bekannt geworden sind, vertraulich zu behandeln und diese vertrauliche
Behandlung durch seine Mitarbeiter sowie beauftragte Dritte
(einschließlich Subunternehmer) sicherzustellen. Unterlässt der Bewerber die
Überbindung der Geheimhaltungspflicht oder verletzt er diese
Geheimhaltungsverpflichtung, so haftet er für alle dem Auftraggeber daraus
erwachsenden Schäden. Die vorstehenden Verpflichtungen bleiben auch nach
Beendigung des Vergabeverfahrens aufrecht.

• Haftungsbegrenzung
Der Auftraggeber haftet im Rahmen des Vergabeverfahrens ausschließlich im
Falle grober Fahrlässigkeit oder Vorsatzes.
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• Arbeits- oder Bietergemeinschaften
Die Bildung von Arbeits- oder Bietergemeinschaften ist gem. § 20 Abs. 2
BVergG 2006 zulässig.

Gem. § 70 Abs. 5 BVergG 2006 haben im Falle der Angebotslegung durch eine
Bietergemeinschaft  alle Mitglieder die entsprechende Befugnis nachzuweisen,
wenn der Leistungsgegenstand ausschließlich Leistungen umfasst, für die
dieselbe Befugnis erforderlich ist.
Im Falle der Ausschreibung einer Gesamtleistung, die unterschiedliche
Befugnisse in verschiedenen Fachrichtungen erfordert, hat jedes Mitglied einer
Bietergemeinschaft die Befugnis für den ihm konkret zufallenden Leistungsteil
nachzuweisen.

Angabe des Leistungsteiles, der vom jeweiligen Partnern der Arbeitsgemeinschaft
erbracht wird:

Bitte ausfüllen !
Name/Bezeichnung ARGE
Partner:

Leistungsteil: Berufliche Qualifikation:

• Alternativangebote
 Alternativangebote sind nicht zugelassen.
 Alternativangebote sind nur neben einem ausschreibungsgemäßen Angebot

zulässig.

• Abänderungsangebote
       Abänderungsangebote sind nicht zugelassen.

  Abänderungsangebote sind nur neben einem ausschreibungsgemäßen
      Angebot zulässig.
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• Anerkennungs- oder Gleichhaltungsverfahren
Gemäß § 20 Abs. 1 BVergG 2006 haben  Bewerber oder Bieter, die im Gebiet
einer anderen Vertragspartei des EWR-Abkommens ansässig sind und die ein
Anerkennungs- oder Gleichhaltungsverfahren gemäß den §§ 373c, 373d und
373e der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194, durchführen, die
entsprechenden Anträge möglichst umgehend zu stellen.

Der Bescheid über die Erteilung der Anerkennung bzw. den Ausspruch der
Gleichhaltung muss spätestens im Zeitpunkt der Zuschlagsentscheidung
vorliegen.

Sie haben vor Ablauf der Angebotsfrist den Nachweis beizubringen, dass
sie einen Antrag gemäß den genannten Rechtsvorschriften eingebracht
haben.

ACHTUNG:
Es ist gesetzlich  ausdrücklich vorgesehen, dass der Anerkennungs- bzw.
Gleichhaltungsbescheid spätestens zum Zeitpunkt der
Zuschlagsentscheidung vorliegen muss. Liegt der entsprechende Bescheid
nicht vor, ist das Angebot
auszuscheiden (siehe § 129 Abs. 1 Z 11).

Bestätigung über die Antragstellung eines Anerkennungs- oder
Gleichhaltungsverfahrens:

Der Antrag auf Anerkennung oder Gleichhaltung gemäß den §§ 373c, 373d und
373e der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194 wurde bei der
zuständigen Behörde eingebracht am

Datum: Aktenzahl:
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• Subunternehmer
Anmerkung: (Nur) Lieferanten sind keine Subunternehmer !
Lieferanten müssen daher nicht angegeben werden.
Bitte ausfüllen !

  Ich/Wir benötigen zur Auftragsausführung keine Subunternehmer-
       leistungen.
        oder

  Ich/Wir benötigen zur Auftragsausführung folgende Subunternehmer-
      leistungen:

Es sind nur die wesentlichen Teile des Auftrages, welche der Bieter jedenfalls oder
möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt,
bekannt zu geben:

Bitte ausfüllen !
Name/Bezeichnung
des Subunternehmers:

Leistungsteil: Berufliche Qualifikation:

Die Weitergabe von Teilen der Leistung ist nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer die für die Ausführung
seines Teiles erforderliche Befugnis, technische, finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie die
berufliche Zuverlässigkeit gemäß den §§ 72und 73 BvergG 2006 besitzt.
Die in Frage kommenden Subunternehmer sind unter Nachweis ihrer Befugnis und beruflichen Zuverlässigkeit
bekannt zu geben. Die Nennung mehrerer Subunternehmer je Leistungsteil ist zulässig.
Die Haftung des Auftragnehmers wird durch diese Angabe nicht berührt;

Anmerkung:

Wenn sich der Unternehmer bei der wirtschaftlich/finanziellen und/oder technischen
Leistungsfähigkeit auf die Leistungsfähigkeit dritter beruft, ist ein „Nachreichen“
von Subunternehmernennungen sowie deren Nachweise der Befugnis,
Zuverlässigkeit und Eignung (die dies nachweisen sollen), nach Anbotseröffnung
nicht mehr möglich. Sonst ist beides binnen der vom Auftraggeber gesetzten
Nachfrist möglich.
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• Unterlagen:
Dem Angebot sind folgende Unterlagen beigeschlossen:

            (zB K-Blätter, Datenträger, Begleitschreiben)

Bitte ausfüllen !
Bezeichnung: Anzahl:

• Elektronische Angebote
Elektronische Angebote sind nicht zulässig. Die Angebote und alle sonstig
geforderten Belege, Nachweise und verfahrensrelevante Schriftstücke sind in
Papierform vorzulegen.

• Einleitung des Feststellungsverfahrens
Wird ein Feststellungsverfahren beim Vergabekontrollsenat eingebracht, so
werden sämtliche Bewerber oder Bieter mittels Telefax von der Einleitung dieses
Feststellungsverfahrens und der geltend gemachten Rechtswidrigkeit
unverzüglich, spätestens am nächsten Arbeitstag verständigt. Ist die
Informationsübermittlung per Telefax bei einzelnen Bewerbern oder Bieter nicht
möglich, so erfolgt hier die Benachrichtigung auf elektronischem Wege.

• Einhaltung arbeits- und sozialrechtlicher Bestimmungen
Der künftige Auftragnehmer verpflichtet sich hiermit ausdrücklich zur Einhaltung
der sich aus den Übereinkommen Nr. 29, 87, 94, 95, 98, 100, 105, 111 und 138
der Internationalen Arbeitsorganisation, BGBl. Nr. 228/1950, Nr. 20/1952, Nr.
39/1954, Nr. 81/1958, Nr. 86/1961, Nr. 111/1973 und BGBl. III Nr. 200/2001,
ergebenden Verpflichtungen.

Die Erstellung des Angebots für in Österreich durchzuführende Arbeiten hat unter
Berücksichtigung der in Österreich geltenden arbeits- und sozialrechtlichen
Vorschriften zu erfolgen. Der künftige Auftraggeber verpflichtet sich hiermit, bei
der Durchführung des Auftrages in Österreich diese Vorschriften einzuhalten.

Diese Vorschriften liegen bei der für die Ausführung des Auftrages örtlich
zuständigen Gliederung der gesetzlichen Interessenvertretung der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer zur Einsichtnahme durch interessierte Bieter und Bewerber
auf.

• Unklarheiten in den Ausschreibungsunterlagen
Der Auftraggeber behält sich vor, Berichtigungen und Ergänzungen zu
den Ausschreibungsunterlagen innerhalb der Angebotsfrist vorzunehmen
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und diese allen Bietern schriftlich mitzuteilen. Sofern der Umfang der
Ergänzungen oder der Zeitpunkt der Ergänzung es erforderlich macht,
wird der Auftraggeber die Angebotsfrist erstrecken. Der Bieter ist verpflichtet,
diese Berichtigungen und Ergänzungen bei seiner Angebotslegung
zu berücksichtigen.
Der Bieter hat die Ausschreibungsunterlagen auf Vollständigkeit zu prüfen.
Der Bieter bestätigt mit der Abgabe des Angebotes, dass die Leistungen
in den Ausschreibungsunterlagen vollständig beschrieben sind
und auch keine Teilleistungen fehlen, die zur einwandfreien Erfüllung des
Vertrages notwendig sind. Bestehen nach Ansicht des Bieters bei der
Auslegung des Ausschreibungstextes mehrere Möglichkeiten bzw. erscheint
etwas unklar, so hat der Bieter vor Abgabe des Angebotes eine
Klärung mit dem Auftraggeber herbeizuführen. Nach Vertragsabschluss
gilt die Art der Auslegung, die vom Auftraggeber vorgesehen ist.
Sollten sich bei der Prüfung der Ausschreibungsunterlagen Widersprüche,
sonstige Unklarheiten oder (vermutete) Verstöße gegen Vergabebestimmungen
ergeben, so hat der Bieter dies umgehend dem Auftraggeber
mitzuteilen. Mit der Angebotsabgabe bestätigt der Bieter, dass die
Ausschreibungsunterlagen einer vollständigen Prüfung unterzogen worden
sind, dass die Ausschreibungsbestimmungen den gesetzlichen Vorgaben
(insbesondere dem BVergG) entsprechen, dass die Ausschreibungsunterlagen
für seine Kalkulation ausreichend sind und dass der Bieter die
zu erbringenden Leistungen sowie alle damit verbundenen Kosten mit
der erforderlichen Genauigkeit beurteilen kann. Mit Abgabe des Angebotes
bestätigt der Bieter darüber hinaus, dass (Kalkulations-)Irrtümer sowie
Fehleinschätzungen des Bieters in Zusammenhang mit der Erstellung
seines Angebotes einen Teil des Unternehmensrisikos bilden und
zu seinen Lasten gehen. Eine Irrtumsanfechtung aus diesen Gründen ist
daher ausgeschlossen.

• Einreichen der Angebote in Papierform
Angebote sind in Papierform  in einem verschlossenen Umschlag innerhalb der
Angebotsfrist einzureichen. Allenfalls vom Auftraggeber beigestellte Umschläge
sind tunlichst zu verwenden.
Der Umschlag ist tunlichst mit dem vorgeschriebenen Kennwort oder, wenn ein
solches nicht vorgeschrieben ist, mit einer den Inhalt kennzeichnenden Aufschrift
zu versehen.
Werden diese Formvorschriften nicht eingehalten, geht das Risiko einer
irrtümlichen Öffnung und die allfälligen Rechtsfolgen diesbezüglich zu lasten des
Bieters.
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• Datenträgeraustausch:
Ein Datenträgeraustausch ist nur dann zulässig, wenn durch den Ausschreiber
ein Datenträger mit dem Ausschreibungsleistungsverzeichnis ausgegeben wird.
Wird ein Datenträger für die Angebotsabgabe verwendet, ist dies auf dem
Umschlag besonders (zB „Achtung Datenträger“) zu vermerken. In gleicher
Weise ist die Verpackung von gesondert einzureichenden Bestandteilen zu
kennzeichnen.

Eine formelle Vereinbarung über den Datenträgeraustausch ist nicht vorgesehen.
Macht der Bieter gemäß den nachstehenden Bedingungen vom
Datenträgeraustausch Gebrauch, braucht das
Ausschreibungsleistungsverzeichnis, abgesehen vom Schlussblatt, nicht
ausgepreist zu werden.

Gültiges Angebot bei Anwendung des Datenträgeraustausches:
Ein gültiges Angebot, bei dem das Auspreisen und Ausfüllen des Ausschreibungs
(lang)leistungsverzeichnisses entfällt, liegt vor, wenn nachfolgende Form des
Angebotes eingehalten wird:

 Vom Bieter zumindest rechtsgültig unterfertigtes Schlussblatt des
         Ausschreibungs(lang)leistungsverzeichnisses.

 der mit dem Datenträger übereinstimmende Ausdruck des
         Kurzleistungsverzeichnisses, ausgepreist und vom Bieter rechtsgültig
unterfertigt.
Allfällige Mängel diesbezüglich haben die Nichtberücksichtigung des Angebotes
zur Folge !

• Rechenfehler
Rechnerisch fehlerhafte Angebote werden

 weiter berücksichtigt, auch wenn die Summe der Absolutbeträge aller
Berichtigungen – erhöhend oder vermindernd – 2 vH oder mehr des
ursprünglichen Gesamtpreises ohne Umsatzsteuer beträgt.
Berichtigungen von Seitenüberträgen der Zwischensummen im Angebot
(Übertragungsfehler), mit denen nicht weitergerechnet wurde, bleiben dabei
unberücksichtigt.

Eine Vorreihung infolge der Berichtigung eines Rechenfehlers ist zulässig.

 nicht weiter berücksichtigt.
Eine Vorreihung infolge der Berichtigung eines Rechenfehlers ist nicht

zulässig.
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2.4. ALLGEMEIN RECHTLICHE BESTIMMUNGEN UND
VERTRAGSINHALTE

• Art und Mittel zur Sicherstellung
 Vadium:  €           ; Laufzeit bis zum Ende der Zuschlagsfrist.

Falls ein Vadium verlangt wird, ist der Nachweis über den Erlag eines Vadiums
dem Angebot beizulegen. Das Fehlen eines solchen Nachweises stellt einen
unbehebbaren Mangel dar.

 Vertragserfüllungsgarantie (Kaution) : 7 % von der Auftragssumme;

 Deckungsrücklass: 10 %
Die Laufzeit der Vertragserfüllungsgarantie beginnt mit der Zuschlagserteilung
und endet 3 Monate nach Fertigstellung der vertraglich bedungenen Leistung.

 Haftungsrücklass:   5 %; Laufzeit bis zum Ende der Gewährleistungsfrist

Vorhandene Vordrucke des Auftraggebers sind zu verwenden.
Das Sicherstellungsmittel ist gem. § 85 Abs. 1 BVergG 2006 durch eine
entsprechende Bankgarantie beizubringen.
Weiters hat der AN über Aufforderung eine sogenannte „Single Banking License“
zum Nachweis, dass die Bank in ihrem Heimatland zur Ausstellung von
unbedingten Garantieerklärungen berechtigt ist, unverzüglich zu erbringen.
Diese kann nach Wahl des zur Sicherstellung Verpflichteten auch durch eine
entsprechende Rücklassversicherung oder durch Bargeld oder durch Bareinlagen
in entsprechender Höhe ersetzt werden.
Es wird ausdrücklich festgelegt, dass der Deckungsrücklass auch als Sicherheit
für jenen Schaden bestimmt ist, der aus einem Rücktritt gemäß § 21
Konkursordnung oder § 20b der Ausgleichsordnung resultiert. Die
Abschlagrechnung beinhaltet auch die Mehrwertsteuer.
Ein Haftungsrücklass von 2 % ist auch bei Regierechnungen einzubehalten.

Bei Nichtvorlage der Bankgarantie(n) binnen 14 Tagen ab Auftragserteilung und /
oder einer„Single Banking License“ binnen 14 Tagen ab Aufforderung, ist der AG
berechtigt, mit sofortiger Wirkung vom Vertrag zurückzutreten und ist der AN zum
Ersatz des dem AG hiedurch entstandenen Schadens verpflichtet.
Sollte der AG von seinem Rücktrittsrecht keinen Gebrauch machen, ist er anstelle
dessen berechtigt, Einbehalte von den Zahlungen aus Teilrechnungen und
Teilschlussrechnungen für vorstehende Zwecke solange vorzunehmen, bis die
jeweils zu besichernde Garantiesumme erreicht ist. Eine spätere Auslösung der
einbehaltenen Zahlungen durch Legung einer unbedingten Bankgarantie lt.
beiliegendem Textmuster ist zulässig.
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Vertragsfristen/Pönale:

• Ausführungsfristen und Zwischentermine, Vertragsstrafe bei Verzug

Baubeginn: Mai 2007 spätestens 7 Tage nach Auftragserteilung

Pönalisierte Termine: Die unten stehenden Zwischentermine sind
verbindlich

Zwischentermine: Rohbaufertigstellung:   August 2007
Holzwände Dachgeschoss: KW 36 – 37
Dachkonstruktion:   KW 38 – 39
Dachdeckung:   KW 40 - 43

Gesamtfertigstellungstermin: Dezember 2008
Mobile Einrichtung:  März 2008

In der Ausschreibung sind Rahmentermine festgelegt. Detailtermine werden bei
Auftragserteilung einvernehmlich zwischen AN und AG, in Abstimmung mit den
Leistungen der übrigen Professionisten, festgelegt.
Der AG ist berechtigt, Änderungen des Bauablaufes sowie die vorzeitige
Durchführung von Arbeiten zu verlangen, die er mit Rücksicht auf den Fortgang
der Gesamtarbeiten für vordringlich erachtet (z.B. durch Festlegung in den
Baubesprechungsprotokollen oder durch die Übergabe aktualisierter Terminlisten
an den AN).
Verschiebungen von Zwischen- und Endterminen (letztere bis max. 3 Monate) hat
der AN, auch wenn er sie nicht zu vertreten hat, ohne Berechtigung von
Mehrkostenforderungen anzuerkennen, wenn die Verschiebung vom AG
rechtzeitig angekündigt wurde und sie nicht eine Verkürzung des gesamten
Leistungszeitraumes beinhaltet, dies jedoch unter der Voraussetzung, dass kein
Verschulden des AN vorliegt. Die neuen Fristen erhalten nach ihrer Bekanntgabe
durch die ÖBA die gleiche Rechtswirksamkeit wie die ursprünglichen Termine.
Die Leistungen sind so zeitgerecht zu erbringen, dass allfällige Leistungsmängel
innerhalb der angesetzten Bautermine behoben werden können. Ein Verzug
infolge dieser Mängelbehebung berechtigt den Auftraggeber zur Geltendmachung
der Vertragsstrafe.

• Benützung von Teilen der Leistung vor der Übernahme
Die Benützung von Teilen eines Werkes oder einer Anlage zur Weiterführung des
Baues gilt nicht als Übernahme.
Werden z.B. auf Wunsch der ÖBA die Haustechnischen Anlagen vom AN
während der Bauzeit frühzeitig in Betrieb genommen, z.B. für Heizzwecke in den
Bauwintermonaten und werden diese bis zur Baufertigstellung vom AN betreut,
so gilt das nicht als vorzeitige Übernahme. Die Kosten des Betriebes und der
Wartung übernimmt der AG.
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Die Gefahr von Beschädigungen bzw. Verlust oder Untergang des Werkes, etc.
verbleibt bis zur Übernahme der Anlage durch den AG in der Sphäre des AN. Die
Gewährleistungsfrist beginnt zum Zeitpunkt der Übernahme der Gesamtleistung
durch den AG.

• Vertragsstrafe bei Verzug (Pönale)
Sofern der Fertigstellungstermin oder aber auch Zwischentermine oder
Einsatztermine überschritten werden, kann der AN zur Zahlung einer
Vertragsstrafe verpflichtet werden, sofern er nicht nachweisen kann, dass ihn
kein Verschulden trifft. Diese wird pro Kalendertag der Überschreitung
verrechnet. Die Vertragsstrafe beträgt 0,1 % der Auftragssumme (inkl. USt),
mindestens jedoch € 300,00 pro Kalendertag. Entgegen der ÖNORM wird die
Summe der maximalen Vertragsstrafe nicht mit 5% begrenzt sondern bleibt
unlimitiert.
Der Nachweis eines Schadens durch den AG ist nicht erforderlich. Ein über die
Vertragsstrafe hinausgehender, dem AG erwachsender Schaden (einschließlich
Vermögensschaden) ist ebenfalls zu ersetzen.
Bei Verzug mit Teilleistungen bildet jeweils die Gesamtauftragssumme (inkl. USt)
die Bemessungsbasis für die Ermittlung der Vertragsstrafe.

• Vertragsbestandteile/Reihenfolge
Im Auftragsfalle gelten als Vertragsbestandteile in nachstehender Reihenfolge:

1. Die schriftliche Vereinbarung, durch die der Vertrag zustande gekommen ist
(Werkvertrag).

2. Die Baubewilligungen und alle sonstigen für die Ausführung, Benützung und
den Betrieb erforderlichen behördlichen Bewilligungen, sowie die
Bestimmungen, Bescheide, Auflagen und Angaben der Behörde bzw.
kommunaler Institutionen für Ver- und Entsorgungsmaßnahmen.

3. Das ausgepreiste Leistungsverzeichnis in der Reihenfolge:
- Allgemeine Vertragsbestimmungen
- Leistungsposition
- Vorbemerkungen zur jeweiligen Leistungsgruppe
- Technische Vorbemerkungen
- Allgemeine Bestimmungen lt. Leistungsbeschreibung

4. Pläne, Zeichnungen, Beschreibungen, Terminpläne, Muster und dgl.
5.    Alle ÖNORMEN technischen Inhalts und die ÖNORMEN

 A 2060
 B 2061
 B 2110
 B 2117
 B 2111
 B 2114

jeweils in der bei Anbotstermin gültigen Fassung, aber nur in jenem
Umfang, als sie nicht einzelnen in dieser Ausschreibung
angeführten Regelungen widersprechen. Die Regelungen in
dieser Ausschreibungen sind somit vorrangig.
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Die erwähnten Vertragsbestandteile gelten in der vorangeführten Reihenfolge.
Bei Widersprüchen gilt der jeweils vorgeordnete Vertragsbestandteil.
Abänderungen und Ergänzungen der Vertragsbestandteile gelten nur, wenn
dieselben von beiden Seiten schriftlich und rechtsgültig bestätigt werden.

• Baustellen-Gemeinkosten
Die „einmaligen Kosten der Baustelle“ sind nicht abhängig von der tatsächlichen
Schlussabrechnung der ausgeschriebenen Leistung. Sie erhöhen oder
vermindern sich also nicht in Abhängigkeit von den tatsächlich für die
Endherstellung der ausgeschriebenen Leistung erforderlich, vom Auftraggeber
aufgebrachten Mittel und werden daher wie angeboten fix abgerechnet.
Bezüglich der „zeitgebundenen Kosten der Baustelle“ ist bei einer Verzögerung
der Bauzeit eine Geltendmachung von über die sich aus diesem Angebot
ergebenden Kosten nur dann möglich, wenn die Zeitverzögerung

a) nicht vom Auftragnehmer zumindest mit teilverschuldet ist und
b) die Zeitverzögerung mehr als 30% von der ursprünglich vorgesehenen bzw.

vereinbarten Bauzeit beträgt.

„Gerätekosten der Baustelle“ und „sonstige Kosten der Baustelle“ können nicht
verrechnet werden.

• Klarstellung/Ergänzungen/Mehrforderungen
Der Bieter ist verpflichtet, allfällige Klarstellungen und Ergänzungen bezüglich der
Ausschreibung bzw. der Ausschreibungsunterlagen spätestens 10 Tage vor
Ablauf der Angebotsfrist vom Auftraggeber zu verlangen, ansonsten etwaige
Mehrforderungen resultierend daraus, nicht geltend gemacht werden können.

• Allgemeine Geschäftsbedingungen
Es wird der Ausschluss allfälliger Allgemeiner Geschäftsbedingungen des
Bewerbers vereinbart. Solche gelten weder für die sonstigen Rechtsverhältnisse
zwischen Bewerber und Auftraggeber noch werden solche Vertragsbestandteil
werden.

• Versicherung:
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, eine entsprechende Haftpflichtversicherung
abzuschließen. Auf Verlangen ist der Nachweis einer Versicherung durch Vorlage
eines Deckungsbriefes vorzulegen, aus dem folgende Angaben ersichtlich sind:
- Versicherungsunternehmer-  Versicherungsnehmer
- Art der Versicherung und Laufzeit
- Polizzennummer
- Deckungssumme

• Gewährleistung
Der Auftragnehmer haftet für sein Werk nach den allgemein gültigen technischen
Regeln, sowie das dieses Werk dem zum Zeitpunkt der Auftragsausführung
bestehenden Stand der Technik entspricht und frei von Mängeln ist.



21

Beginn der Gewährleistungsfristen:
Die Gewährleistung für sämtliche Gewerke beginnt ab Übernahme des
Gesamtbauvorhabens durch den AG.

Gewährleistungsfristen:
Die Gewährleistungsfrist (Rügefrist) beträgt ab dem Beginn fünf Jahre bei:

- Feuchtigkeitsabdichtungen (auch wenn sie als Teile der Baumeisterarbeiten
ausgeschrieben sind), Dacheindeckungen, Schwarzdeckungen und
Folienabdeckungen, Abdichtungen von Terrassen und Balkone, Dichtbeton,
Dichtbetonkonstruktionen und dgl.

-   Isolierverglasungen, Glasdächer, Lichtkuppeln und dgl.
-   Deckenaufbau für Straßen und Fußwege sowie Sportplatzherstellung mit
     elastischem Schlussbelag.

Zusätzlich zu o.a. 5-jähriger Gewährleistung für die Abdichtungen
(Schwarzdeckungen, Folienabdeckungen, Abdichtungen von Terrassen und
Balkone) seitens des AN, hat der AN von der Herstellerfirma der Abdichtung
eine mind. 10-jährige Garantie auf Erfüllung der Abdichtungsfunktion samt ihren
Verbindungen mit voller Mängelhaftungspflicht (Ersatz der Kosten von Material
samt Neuverlegung) beizubringen.

Für alle übrigen Leistungen beträgt die Gewährleistungsfrist drei Jahre
(Immobilien)  und zwei Jahre (Mobilien).

Mängelbehebung:
Mängel, die während der Gewährleistungsfrist auftreten und die durch solche
Mängel verursachten Schäden sind vom AN, unbeschadet sonstiger Rechte des
AG, kostenlos binnen einer angemessenen vom AG festzusetzenden Frist nach
einfacher Aufforderung zu beheben.
Unverzüglich ist mit der Mängelbehebung zu beginnen, wenn durch den
beanstandeten Zustand mit größeren Folgeschäden zu rechnen ist.
Die Kosten und Folgekosten für die Behebung der Mängel trägt der AN. Dazu
gehören auch die Kosten für die Veranlassung und Kontrolle durch den AG oder
von ihm bestellten Dritten. Die Verrechnung dieser Kosten erfolgt nach den
einschlägigen aktuellen Gebührenordnungen nach dem tatsächlichen Aufwand.

• Prüfung- und Warnpflicht
Die Warnpflicht ist direkt gegenüber dem AG auszusprechen und wenn dieser
durch Bevollmächtigte vertreten wird, diesen zusätzlich zur Kenntnis zu bringen.
Unterlässt der AN die Verständigung, haftet er für seine Unterlassung.
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• Haftung:
Der Auftragnehmer haftet gemäß §§ 1299 und 1300 ABGB sowie den jeweiligen
Standesregeln für seine Auftragserfüllung.
Weiters haftet er dafür, dass seine Leistungen den gesetzlichen Bestimmungen,
den anerkannten Regeln der Technik und den Grundsätzen der
Wirtschaftlichkeit entsprechen; er haftet ferner für die Einhaltung der für die
Leistungen ausbedungenen Termine, soweit Terminüberschreitungen von ihm
zu vertreten sind. Wenn durch Fehler oder Mängel im Projekt des
Auftragnehmers dem Auftraggeber bei der Bauführung Mehrkosten erwachsen,
so haftet der Auftragnehmer für den entstandenen Schaden.

• Zusammenwirken am Erfüllungsort (Baustelle / Montagestelle)

 Einsatzkoordination:
 Die Einsatzkoordination durch die Örtliche Bauaufsicht (kurz: ÖBA) entbindet
den AN nicht von seiner Verpflichtung zur Abstimmung seiner von ihm
beizustellenden Ausführungsunterlagen und sonstigen von ihm zu erbringenden
Leistungen mit den übrigen auf der Baustelle tätigen AN.

Arbeitszeit:
Sämtliche an der Errichtung des Bauvorhabens beteiligten Firmen müssen ihre
Arbeitszeit der allgemeinen Arbeitszeit der Baustelle (Montag bis Freitag 06.00
Uhr bis 20.00 Uhr) angleichen. Arbeiten außerhalb dieser Zeiten sind
ausnahmsweise möglich, bedürfen jedoch der vorherigen Genehmigung durch
die ÖBA.

Diebstahlshaftung:
Alle erforderlichen Gerüstungen, Handwerkzeuge, Hilfsmittel und sonstige dem
AN gehörende Gegenstände sind entsprechend gekennzeichnet auf die
Baustelle anzuliefern, um eine Verwechslung während der Durchführungszeit
und beim späteren Abtransport auszuschließen.
Der AN haftet für sein Gerüst, Gerät, Baustoffe, Materialien und dergleichen
sowohl im losen als auch im verarbeiteten Zustand bis zur Übergabe selbst. Bei
Diebstahl ist in Abstimmung mit der ÖBA eine polizeiliche Meldung
durchzuführen und die ÖBA hierüber schriftlich zu verständigen.

Sicherheitsvorkehrungen:
Der AN hat alle zur Sicherheit seiner Mitarbeiter nach den gesetzlichen,
behördlichen und sonstigen Unfallverhütungsvorschriften sowie
Arbeitnehmerschutzverordnungen erforderlichen Maßnahmen ausschließlich
unter eigener Verantwortung auszuführen.
Der AN hat den AG von allen Ansprüchen freizustellen, die aus der
Unterlassung dieser Verpflichtungen und deren Folgen resultieren. Vorhandene
Absicherungen (Wehren, Abdeckungen, usw.) dürfen nur mit ausdrücklicher
schriftlicher Zustimmung der ÖBA für die Durchführung einzelner Arbeiten
bereichsweise entfernt werden.
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Dabei sind vom AN sämtliche Gesetze bzw. Anforderungen zum Schutze von
Arbeitnehmern strikt zu beachten.
Am gesamten Baugelände besteht die Verpflichtung für alle Personen,
Schutzhelme zu tragen.
Die Kosten für das Herstellen, Entfernen und unmittelbar nach
Arbeitsdurchführung wieder Schließen von Absicherungen (sowie die während
der Arbeiten erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen) sind mit den
Einheitspreisen abgegolten.

• Vertretung der Vertragspartner
Ein Bevollmächtigter des AN muss ständig für die Belange der Baustelle
erreichbar sein.

• Ausführungsunterlagen
Wird vom Auftraggeber eine Geländeaufnahme zur Verfügung gestellt, ist diese
Grundlage für die Abrechnung.

• Absteckung
Der AG behält sich eine Prüfung aller vom AN ausgeführten Vermessungs- und
Absteckarbeiten vor. Die zur Prüfung und Abnahme dieser Arbeiten
erforderlichen Geräte und Hilfskräfte sind ohne gesonderte Entschädigung vom
AN zur Verfügung zu stellen.

• Baustellensicherung
Der Auftragnehmer hat vor Beginn der Bauarbeiten alle für die Einrichtung der
Baustelle erforderliche Bewilligung auf seine Kosten zu erwirken. Diese sind im
Angebotspreis inkludiert.
Die Kosten der Aufstellung allfälliger Beschilderungen oder notwendiger
provisorischer Verkehrsumleitungen sind im Angebotspreis ebenfalls inkludiert.

• Baustellenbesprechung:
Über Aufforderung der ÖBA finden regelmäßig, jedoch mind. 1 x wöchentlich die
Örtlichen Baustellenbesprechungen statt. Die Teilnahme an diesen
Besprechungen ist für den jeweiligen Bauleiter der ausführenden Firma
verpflichtend. Die Kosten hiefür sind in den Einheitspreisen einzukalkulieren.

• Bauleiter:
Der AN hat unverzüglich nach Auftragserteilung einen ausreichend
bevollmächtigten Bauleiter samt Stellvertreter schriftlich namhaft zu machen, die
ihn (jeder allein) in allen Belangen der Auftragsabwicklung rechtsverbindlich
vertreten. Der AN verpflichtet sich einen Austausch dieser Personen nur im
Einvernehmen mit dem AG vorzunehmen. Ein vom AG begründeter
gewünschter Austausch des Bauleiters bzw. seines Stellvertreters ist vom AN
unverzüglich durchzuführen.
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• Reinhaltung der Baustelle:
Leicht brennbare Abfälle (z.B. Verpackungs- und Restmaterialien, etc.) sind
täglich zu entfernen; alle anfallenden Abfälle hat der AN gemäß den
Verordnungen zum Abfallwirtschaftsgesetz zu trennen und laufend in den vom
AG bereitgestellten Containern zu entsorgen. Den Anordnungen der ÖBA über
die Reinhaltung der Baustelle ist sofort und ohne Kostenersatz nachzukommen,
sofern die Verunreinigungen von den eigenen Arbeiten herrühren. Kommt der
AN dieser Reinhaltungspflicht nicht nach, erfolgt die Reinigung und der
Abtransport ohne Nachfristsetzung über Veranlassung der ÖBA.

• Bautagesberichte:
Der AN ist verpflichtet Bautagesberichte zu führen. Eintragungen in die
Bautagesberichte des AN und der ÖBA haben keine vertragsändernde
Wirkung, auch wenn sie von der ÖBA gegengezeichnet sind.

• Bieterlücken:
Die in Leistungsverzeichnissen namentlich angeführten bestimmten
Erzeugnisse (Referenzfabrikate und Typen) sollen, über die
Leistungsbeschreibung hinausgehend, den gewünschten Standard festlegen.
Sofern der Positionstext die freie Wahl gleichwertiger Fabrikate / Typen enthält,
kann der Bieter Fabrikate und Typen seiner Wahl einsetzen.
Der Bieter hat bei Angebotsabgabe durch Prüfzeugnisse akkreditierter Prüf-
oder Überwachungsstellen, etc. die Gleichwertigkeit vollständig nachzuweisen.
Erfordern die als gleichwertig angebotenen Materialien bzw. Erzeugnisse das
Ändern von Plänen und/oder das Ändern bisher ausgeführter Leistungen, so
gehen im Falle der Beauftragung die daraus entstehenden Kosten zu Lasten
des Bieters.
Setzt ein Bieter bei den entsprechenden Positionen in die hiefür vorgesehenen
Zeilen (Bieterlücken) keine Erzeugnisse oder Materialien seiner Wahl ein, so
gelten die beispielhaft angeführten Erzeugnisse oder Materialien als angeboten.

• Baulärm und Umweltbelastung
Die den Umweltschutz betreffenden Gesetze, Verordnungen und
Verwaltungsvorschriften sind zwingend einzuhalten. Der Baulärm ist durch
entsprechende Maßnahmen und Einsatz geeigneter Geräte so zu begrenzen,
dass keine unzumutbare Belastung der Umgebung der Baustelle eintritt.
Sollten höhere Geräuschemissionswerte entstehen, sind geeignete
Schallschutzmaßnahmen zu treffen. Als schalltechnische Grundlage für die
Beurteilung des Baulärms gelten unter anderem:

ÖAL Richtlinie Nr.19 Schalltechnische Grundlage für die Beurteilung von
Baulärm
ÖAL Richtlinie Nr.1 Messung des Geräusches von Maschinen
ÖAL Richtlinie Nr. 3 Schalltechnische Grundlage für die Beurteilung von
Lärmbelästigungen
ÖAL Richtlinie Nr. 111 Lärmarmer Baubetrieb
ÖAL Richtlinie Nr. 104 Lärmarme Kreissägen
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Bei der Abwicklung der Bauarbeiten ist das Einvernehmen mit den Anliegern
herzustellen. Die Aufwendungen zur Erbringung dieser Leistungen sind in die
entsprechenden LV-Positionen einzurechnen.

• Benützung von Straßen und Wegen
Insoweit öffentliche oder private Wege und Wegeverbindungen vom AG als
Bauwege zur Verfügung gestellt werden, ist der AN für diese Bauwege
Wegehalter im Sinne des § 1319a ABGB. Wenn im LV nichts anderes
festgehalten, sind diese Wege auch für den öffentlichen Verkehr freizuhalten,
ansonsten entsprechend abzusperren. Die allfällig hieraus entstehenden Kosten
sind in die Einheitspreise einzurechnen. Die Wiederherstellung der
gegenständlichen Wege im Katastrophenfall obliegt dem AG.
Der AN hat die Bauwege vor Baubeginn vom Wegehalter zu übernehmen. Es ist
eine schriftliche Zustandsfeststellung einvernehmlich zu treffen. Nach Bauende
sind die Bauwege an den ehemaligen Wegehalter zu übergeben, und zwar
zumindest in dem Zustand, welche im Übergabeprotokoll festgehalten wurde.
Für den Fall, dass eine Wiederinstandsetzung laut LV bedungen ist, kann die
Übernahme dieser Leistung durch den AN nur gleichzeitig mit der Übergabe des
Weges an die ehemaligen Wegeerhalter erfolgen.

• Nebenleistungen
Mit den vereinbarten Preisen sind auch alle Nebenleistungen abgegolten, die
zur vollständigen sach- und fachgemäßen Ausführung der vertragsgemäßen
Leistung unerlässlich sind und mit dieser in unmittelbarem Zusammenhang
stehen.

• Regieleistungen
Entgegen der ÖNORM B 2112 werden Stunden von Polieren und Montage-
leitern (im Angestelltenverhältnis) bei sämtlichen Regieleistungen nicht ge-
sondert abgegolten. Alle notwendigen Nebenkosten für die Erbringung von
Regieleistungen sind in die Regiepreise einzukalkulieren.
Vor Ausführung einer Regieleistung ist dafür bei der ÖBA eine schriftliche
Anweisung einzuholen.
Für Regieleistungen sind eigene Regieberichte zu führen (Eintragung in den
Bautagesbericht wird nicht anerkannt) und mind. 1 x wöchentlich der ÖBA zur
Unterfertigung vorzulegen.
Bei Abrechnung von Regieleistungen muss eine eindeutige Zuordnung der
Leistungspositionen zu den Regieanweisungen gegeben sein.
Sollte es sich bis zur Endabrechnung ergeben, dass Leistungen für welche
Regiestunden bestätigt und auch abgerechnet wurden, in Positionen des
Leistungsverzeichnisses enthalten sind, so werden diese Leistungen trotz
Bestätigung nicht in Regie vergütet.
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• Regieleistungen/Nachträge
Die Einheitspreise für Regieleistungen und die Preise für allfällige Nachträge
sind nach denselben Kalkulationsgrundlagen zu ermitteln wie die übrigen Preise
des Angebotes. Für die Einheitspreise der Arbeitskräfte-Beistellung sind die
zutreffenden Ansätze des Formblattes K3 zu übernehmen.
Für Baustoffe, die bereits in der Preiszergliederung der übrigen Einheitspreise
aufscheinen, sind die dort enthaltenen Ansätze zu übernehmen. Für sonstige
Baustoffe sind die Tagespreise abzüglich des vom Handel gewährten Rabattes
einzusetzen.

• Leistungsänderungen
Beeinflusst eine vorgesehene Änderung einer Leistung oder ein Umstand der
Leistungserbringung den vertraglich vereinbarten Preis oder werden zusätzliche
Leistungen vom AG verlangt, so hat der AN vor Inangriffnahme derartiger
Leistungen seine Forderungen unter Beifügung eines ausführlich begründeten
Zusatzangebotes, gegebenenfalls auf Grundlage eines Leistungsverzeichnisses
mit einer auf Preisbasis des Hauptauftrages erstellten Kalkulation bzw.
Nachweis über  eine Angemessenheit der Preise schriftlich geltend zu machen.
Die Ansätze der Kalkulation und die Preise des Hauptangebotes gelten auch für
alle Zusatzangebote und ist diesen über Verlangen des AG eine Abschrift der
zugehörigen Kalkulation, wenn nötig auch der gesamten Positionen des
Hauptangebotes beizuschließen. Allfällig erforderliche Mehrkosten zur
Einhaltung der vorgegebenen Ausführungstermine sind in den Preisen des
Zusatzangebotes einzukalkulieren.
Für alle Zusatzangebote und Zusatzunterlagen gelten für den AN die für den
Hauptauftrag vereinbarten Bedingungen.
Falls bei einem Zusatzangebot eine Einigung nicht bzw. nicht rechtzeitig erzielt
werden kann, kann der AG die Arbeiten anderweitig vergeben, ohne dass der
AN hieraus irgendwelche Ansprüche, z.B. Schadenersatz, Gewinnentgang,
Preisänderung im Hauptauftrag etc. geltend machen kann.

 

• Verlängerung der Leistungsfrist
Eine Verlängerung der Leistungsfrist ist erst dann möglich, wenn
Mengenänderungen um mehr als 20 %  je Leistungsgruppe eintreten.
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• Rechnungslegung
Alle Rechnungen sind gemäß Umsatzsteuergesetz 1994 (UStG 1994) in der
geltenden Fassung zu stellen.
Gemäß dem zweiten Abgabenänderungsgesetz 2002 müssen alle Rechnungen
im Sinne des § 11 Abs.1 USTG 1994 zusätzlich enthalten:

-Ausstellungsdatum
-fortlaufende Nummer
-Umsatzsteuer – Identifikationsnummer ( UID )
-Bestellscheinnummer ID

Insbesondere hat jede Rechnung den Leistungszeitraum zu enthalten.
Alle Ausmaße von Leistungen sind in Aufmassblättern festzuhalten.
Versäumt der AN die rechtzeitige Eintragung der Aufmaße, gelten die von ÖBA
festgesetzten Maße. Die Ausmaßermittlungen erfolgen prinzipiell nach
Planmaß, nur wo dieses fehlt oder grob von der Ausführung abweicht, erfolgt
eine Aufnahme der Naturmaße.
Der Rechnungseingang wird nur dann als solcher anerkannt, wenn bereits durch
ÖBA geprüfte Ausmaße (Massenermittlungen, Aufmasspläne, etc.) vorliegen.
Für diese Prüfung wird der ÖBA ein Zeitraum von mind. 2 Wochen eingeräumt.
Massenermittlungen sind erforderlichenfalls nach Bauetappen, Bauteilen und
Geschoßen zu gliedern.
Die Abrechnungsunterlagen sind in 1-facher Ausführung, in papierform,
vorzulegen.
Die Abschlagsrechnungen sind so zu erfassen, dass alle seit Arbeitsbeginn
erfolgten Leistungen fortschreitend enthalten sind (kumuliert), die letzte
Abschlagsrechnung daher der Schlussrechnung entspricht.
Abschlagsrechnungen sind in keinen kürzeren Abständen als 30 Tage
vorzulegen.
Schluss- und Teilschlussrechnungen sind bis spätestens 2 Monate nach der
vertragsgemäßen Erbringung der Leistung vorzulegen.
Teilschlussrechnungen dürfen nur nach vorheriger Genehmigung durch die ÖBA
gelegt werden.
Die Rechnungslegung erfolgt, falls im Werkvertrag vereinbart, nach einem
Rechnungsterminplan (Rechnungseingangsstichtagslisten).
Preisänderungen sind separat zu erfassen und mit einer eigenen Rechnung
gleichzeitig mit Abschlags- und Schlussrechnungen abzurechnen.
Sämtliche bis zum 31.12. eines jeden Jahres erbrachten (Teil-) Leistungen sind
unter unbedingter Angabe des Leistungszeitraumes so abzurechnen, dass die
entsprechende geprüfte Rechnung spätestens am 15.01. des Folgejahres bei
AG einlangt. Später einlangende Rechnungen, welche sich auf
Leistungszeiträume bis zum 31.12. des vorangegangenen Jahres beziehen,
werden vom AG nicht akzeptiert bzw. ist der AG berechtigt, den ihm dadurch
entstandenen Schaden mit dem Werklohn aufzurechnen.
Die Rechnungen sind zu legen an:
Gemeinde Adnet, 5421 Adnet 78a
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Zu Handen:
Ing. Georg Rettenbacher Baumeister und Bauträger GmbH, 5421 Adnet 189

• Gegenforderungen:
Gegenforderungen können vom AG einbehalten werden, dies gilt auch für
Nachtrags-, Zusatz- und Regieaufträge.

• Zahlungsanweisungen:
Eine Rechnung gilt dann als überwiesen, wenn der entsprechende
Überweisungsauftrag an die Bank ergangen ist (Banklauf ist nicht vom AG zu
vertreten).
Wird bei einzelnen Zahlungen die Skontofrist nicht eingehalten, so bleibt
trotzdem für alle anderen termingerechten Veranlassungen der Überweisungen
der Skontoabzug aufrecht. Die Spesen für Geldverkehr z.B. Devisentransfer ins
Ausland gehen zu Lasten des AN.

• Zahlungsanspruch:
Ein Zahlungsanspruch ist erst dann gegeben, wenn der durch den AN
unterschriebene Werkvertrag, die Vertragserfüllungsgarantie und die
Versicherungsunterlagen beim AG vorliegen.

• Verzug:
Allfällige Verzugszinsen werden maximal in Höhe der Sekundärmarktrendite,
zuzüglich einer Erhöhung von 3 % (Anleihen i.w. Sinn gemäß Tabelle 5.4 der
Österreichischen Nationalbank), ganzjährig dekursiv berechnet.
Darüber hinausgehende Schadenersatzansprüche des AN bestehen nicht.

• Vorbehalt:
Schluss- und Teilschlussrechnungen dürfen keinen Vorbehalt hinsichtlich
nachträglicher Forderungen für erbrachte Leistungen enthalten. Dennoch
enthaltene Vorbehalte sind unbeachtlich.

• Überzahlungen:
Bei eventuellen Überzahlungen hat der AN den Überzahlungsbetrag ohne
Zinsen innerhalb von 30 Tagen zu refundieren.

• Fälligkeit der Rechnungen:
In Abänderung der ÖNORMEN A 2060 2.17.1, B 2110 Punkt 5.29.4 wird
vereinbart:

1. Abschlagsrechnungen und Regierechnungen bis 400.000,--  sind spätestens 28
Tage, ab 400.000,-- spätestens 35 Tage nach Eingang der prüffähigen
Rechnung zu begleichen.

2. Die Schlussrechnung ist bis 400.000,--  spätestens 42 Tage, ab 400.000,--
spätestens 49 Tage nach Eingang der prüffähigen Rechnung zu begleichen.
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3. Die Prüfung von Teilrechnungen darf vom Zeitpunkt der Vorlage der dazu
notwendigen Belege unter Berücksichtigung der Auftragssumme nicht längere
Zeit in Anspruch nehmen als eine Frist von:
bis € 400.000,-- 14 Tage
bis € 700.000,-- 21 Tage
über € 700.000,-- 21 Tage

4. Die Prüfung von Schlussrechnungen darf vom Zeitpunkt der Vorlage der dazu
notwendigen Belege unter Berücksichtigung der Auftragssumme nicht längere
Zeit in Anspruch nehmen als eine Frist von:
bis € 400.000,-- 28 Tage
bis € 700.000,-- 35Tage
über € 700.000,-- 35 Tage
Bei Leistungen, deren Ausführungsdauer drei Monate nicht übersteigt, darf die
Prüfungs- und Zahlungsfrist zusammen nicht mehr als 6 Wochen betragen.
Binnen längstens vier Monaten ab dem Zeitpunkt der Vorlage der dazu
notwendigen Belege ist eine Vorauszahlung in der Höhe von 75 v. H. des
Rechnungsbetrages zu bezahlen; allfällige Vorleistungen sind auf diese
Teilzahlung anzurechnen. Ergeben besondere Gründe Anlass zu Bedenken
gegen die Schluss- oder Teilschlussrechnung, so ist der Vorauszahlungsbetrag
entsprechend zu vermindern. Die Berechnung der Werte erfolgt unter
Ausschluss der jeweiligen Umsatzsteuer.

5. Eine Verlängerung der Prüffrist tritt dann ein, wenn der Auftragnehmer eine
Verzögerung der Prüfung verschuldet hat.

Skonti:
Bei einer Verkürzung der zuvor angeführten Zahlungsfristen und bei Bezahlung
der von der örtlichen Bauaufsicht geprüften und freigegebenen Rechnungen
innerhalb von 14 Tagen ab Ablauf der Prüffrist, wird der Abzug eines Skontos
von 3 % vereinbart. Wird bei einzelnen Zahlungen die Skontofrist nicht
eingehalten, so bleibt trotzdem für alle sonstigen fristgerecht geleisteten
Zahlungen der Skontoabzug aufrecht.

• Schlussrechnung
Die Schlussrechnung ist in zweifacher Ausfertigung (davon ein Rückexemplar)
und die kompletten Abrechnungsunterlagen samt einem Abrechnungslageplan
M 1:500 bzw. M 1:1000 beinhaltend sämtliche Entwässerungsarbeiten,
Baulichkeiten einschließlich deren Kilometrierung sowie die ausgeführten Profile
sind vorzulegen. Durch die Vorlage der Schlussrechnung erklärt der AN
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verbindlich, dass er mit der Schlussrechnung sämtliche Forderungen aus dem
Bauvertrag geltend gemacht habe.

• Abrechnung von Regierechnungen
Eine monatliche Abrechnung von Regieleistungen ist im Einzelfall festzulegen.

• Behinderung der Ausführung
Jahreszeitlich bedingte Stillliegezeiten bewirken keine Verlängerung der
Leistungsfrist. Hierdurch anfallende Kosten sind in die Einheitspreise
einzurechnen. Dies gilt auch, wenn die Leistungsfrist in Jahren, Monaten,
Wochen oder Tagen vereinbart wurde und das Ende nicht datumsmäßig fixiert
ist.

• Güte- und Funktionsprüfung
Die Gütenachweise für die zum Einbau gelangenden Baustoffe sind, soweit
nicht Prüfungen auf der Baustelle zugelassen werden, durch Prüfzeugnisse
einer akkreditierten Prüf- oder Überwachungsstelle zu erbringen, es sei denn,
diese Anstalt wäre für besondere Untersuchungen nicht ausgerüstet. Diese
besonderen Untersuchungen dürfen nicht von einer Prüfanstalt oder Prüfstelle
einer am Baugeschehen beteiligten Bauunternehmung vorgenommen werden.
Die Lagerung der Baustoffe ist so vorzunehmen, dass die Güteeigenschaften
nicht beeinträchtigt werden. Die Prüfanstalt ist vom Auftragnehmer nachweislich
zu beauftragen. Die Abschriften der Prüfzeugnisse der Güteprüfungen – im Falle
von Sammelzeugnissen die Prüfprotokolle – sind dem Auftraggeber zeitgerecht
zuzuleiten. Die Originale der Zeugnisse sind dem Auftraggeber zu übergeben.
Die gemäß der RVS vorgesehenen Abnahmeprüfungen werden vom
Auftraggeber an eine staatliche bzw. autorisierte Prüfanstalt vergeben und die
Kosten auch direkt vom Auftraggeber getragen.

• Schutzrechte
Der AN hat sich vor Leistungsbeginn über die mögliche Verletzung von
Schutzrechten selbstständig zu informieren und im Falle der Überschreitung
dieser Rechte, den AG rechtzeitig davon in Kenntnis zu setzen.
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• Rücktritt vom Vertrag
Außer den in der ÖNORM B 2110 angeführten Gründen, kann der AG auch
dann den sofortigen Rücktritt vom Vertrag erklären:

- Wenn dem AN die erforderliche Gewerbeberechtigung fehlt oder entzogen wird.
- Wenn der AN als ARGE aufgelöst oder über das Vermögen einzelner Mitglieder

das Konkurs- oder Ausgleichsverfahren eröffnet wird; es sei denn, dass die
anderen Mitglieder der ARGE schriftlich Gewähr für die ordnungsgemäße
Erfüllung des Vertrages bieten.

- Wenn der AN wegen eines Verbrechens oder wiederholt wegen einer strafbaren
Handlung in bezug auf das Bauwesen rechtskräftig angeklagt worden ist.

- Wenn der AN vertraglich zulässigen Anordnungen des AG, trotz zweimaliger
schriftlicher Mahnung unter Rücktrittsandrohung, ohne triftige Gründe nicht
nachkommt.

- Wenn bei einer ARGE das Verhalten nur eines ARGE-Partners einen
Rücktrittsgrund bildet. Der AG kann aber sein Rücktrittsrecht auf diesen Partner
beschränken.

- Wenn der AN nicht binnen 14 Tagen ab Erhalt des Auftragsschreibens die
vorgesehene Vertragserfüllungsgarantie vorlegt.

- Im Falle der erwiesenen Beschäftigung von illegalen Arbeitnehmern hat der AG
das Recht, dem AN unverzüglich den Auftrag zu entziehen.

Trifft einen der Vertragspartner am Rücktritt ein Verschulden, so ist der andere
Vertragsteil überdies berechtigt, Schadenersatz zu verlangen. Der Ersatz des
entgangenen Gewinnes ist jedoch ausgeschlossen.

• Übernahme
Teilübernahmen sind möglich. Die Übernahme der Leistungen des AN durch
den AG erfolgt mit der Übernahme des Gesamtbauvorhabens. Die Übernahme
erfolgt förmlich mittels Übergabe/Übernahmeprotokoll. Spätestens gleichzeitig
mit der Übernahme hat der AN alle vom AG geforderten Bestandsunterlagen,
insbesondere Bestandspläne, Bedienungsanleitungen, Wartungsvorschriften,
Bescheide, Befunde u.ä. in dreifacher Ausfertigung vorzulegen. Eine gesonderte
Vergütung für die vorerwähnten Unterlagen erfolgt nicht.

• Streitigkeiten
Für Streitigkeiten aus diesem Vertrag vereinbaren AG und AN die Zuständigkeit
des sachlich zuständigen Gerichtes in der Stadt Salzburg.
Ein Streitfall berechtigt den AN keinesfalls, die Leistungen einzustellen.

• Mitteilungen in Presse und Rundfunk
Sämtliche Mitteilungen über das Bauvorhaben in Presse und Rundfunk sind
ohne Zustimmung des AGs nicht zulässig. Der AN hat sämtliche Arbeiter und
Angestellte auf diesen Sachverhalt hinzuweisen.
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• Bauarbeiten Koordinationsgesetz - BauKG
Wenn im Leistungsverzeichnis vorgesehen ist, überträgt der "AG" alle
Verpflichtungen, die Ihn aus dem Bau KG treffen, an den "AN". Dieser ist somit
„Projektleiter“ im Sinne des  BauKG. Mit der Unterfertigung des Angebotes
gelten diese Pflichten als vom "AN" ausdrücklich übernommen. Die Auswahl
und Bestellung des Planungs- und Baustellenkoordinators bedarf der
ausdrücklichen Zustimmung des "AG".

Im Falle einer Auftragserteilung hat der Auftragnehmer mit Vorlage des
unterzeichneten Gegenschlussbriefes dem Auftraggeber die Person schriftlich
zu benennen, die als Baustellenkoordinator vom Auftragnehmer eingesetzt wird.

• SiGe-Plan:
Jeder AN verpflichtet sich und seine Subunternehmer die allgemeinen
Sicherheitsmaßnahmen auf der Baustelle zu kontrollieren und einzuhalten.
Diese Sicherheitsmaßnahmen sind im Sicherheits- und Gefahrenschutzplan
(SiGe-Plan) festgehalten. Jeder AN sowie dessen Subunternehmer ist
verpflichtet, vor Aufnahme der Bautätigkeit durch Unterschrift zu bestätigen,
dass er vor Ort in den SiGe-Plan eingewiesen worden ist und verpflichtet sich,
die ihn betreffenden Maßnahmen einzuhalten. Der SiGe-Plan und die daraus
resultierenden Maßnahmen sind bei der Kalkulation des Angebotes zu
berücksichtigen. Kosten für Maßnahmen, die der Bieter gemäß SiGe-Plan
durchzuführen hat, sind - soweit das Leistungsverzeichnis dafür keine eigenen
Positionen im Einzelnen enthält -  in den Positionen der
Baustellengemeinkosten einzukalkulieren.

• Sonstige Vertragsbestimmungen:
Die Vertragsteile verzichten auf die Anfechtung dieser Vereinbarung wegen
Verkürzung über die Hälfte des wahren Wertes.
Sollten einzelne Punkte dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird
die Gültigkeit des Vertrages im Übrigen davon nicht berührt. An Stelle der
unwirksamen Bestimmung soll das gelten, was die Vertragschließenden unter
Berücksichtigung von Sinn und Zweck vereinbart hätten, wenn sie die
Unwirksamkeit der Bestimmung gekannt hätten. Dasselbe gilt für eine
ergänzungsbedürftige Lücke.

Besichtigungen der Baustelle durch Dritte sowie Lichtbildaufnahmen und
Veröffentlichungen über das Bauvorhaben sind nur mit schriftlicher
Genehmigung des AG zulässig.

Der AG kann durch einseitige schriftliche Erklärung alle seine aus dem
Werkvertrag zustehenden Rechte und Pflichten zu jedem beliebigen Zeitpunkt
auf Dritte übertragen.

Allgemeine Geschäfts- und Vertragsbedingungen des AN werden nicht
Vertragsbestandteil.
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2.6. ERKLÄRUNGEN DES BIETERS

Mit der Abgabe seines Angebotes erklärt der Bieter, dass er

• zur Durchführung der bezeichneten Arbeiten berechtigt ist

• die erforderlichen Arbeiter, Angestellten, Konsulenten und
anderen Mitarbeiter, nach Maßgabe der technischen Erfordernisse einsetzt
und dadurch die angebotenen Termine halten kann

• sämtliche Unterlagen der Ausschreibung bearbeitet hat und alle darin
festgelegten Bestimmungen und Richtlinien ohne Einschränkung anerkennt

• alle diese Unterlagen als ausreichend und klar für
das Erstellen unseres Angebotes befunden hat

• mit der in diesen Unterlagen dargestellten technischen Ausführungsart
einverstanden ist und alle vorhandenen Informationen für eine eindeutige
Kalkulation ausreichend waren und er sich über den Umfang der Leistungen
im Klaren ist

• bereit ist, die Ausführung der beschriebenen Arbeiten sowie die volle
Verantwortung dafür unter den gegebenen Bedingungen ohne Einschränkung
zu übernehmen und

• sich verpflichtet, mit der Ausführung der ihm übertragenen Leistungen binnen
7 Tagen nach Aufforderung zu beginnen.
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2.7. Eignung
Befugnis/ Zuverlässigkeit/Leistungsfähigkeit

 gem. §§ 69ff BVergG 2006

Nur jene Nachweise und  Belege sind der Ausschreibung beizulegen, die mit 
gekennzeichnet sind ! Eine Nichtvorlage dieser Unterlagen bei Bewerbungsende bzw.
Anbotseröffnung führt nicht zwangsläufig zur Ausscheidung, wenn diese binnen gesetzter
Frist nachgereicht werden.
Die sonst hier angeführten Nachweise und Belege können im Zweifelsfall nachgefordert
werden und sind vom Bewerber oder Bieter in angemessener Frist nachzureichen.

Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit
auch
durch den Nachweis der Eintragung in einem einschlägigen, allgemein zugänglichen
Verzeichnis eines Dritten ( zB. Auftragnehmerkataster Österreich – ANKÖ) führen, sofern
diesem die vom Auftraggeber geforderten Unterlagen vorliegen und vom Auftraggeber selbst
unmittelbar abrufbar sind.

Diesfalls bitte um Angabe des Verzeichnisses: ………………………………
Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit
auch mit anderen als den vom Auftraggeber geforderten Unterlagen führen, sofern die
geforderten Unterlagen aus einem gerechtfertigten Grund nicht beigebracht werden können
und die vorgelegten Unterlagen die gleiche Aussagekraft wie die ursprünglich geforderten
aufweisen. Der Nachweis der gleichen Aussagekraft ist vom Unternehmer nach Aufforderung
zu erbringen.

A ) Geforderte Befugnis des Bewerbers/Bieters

EU – Ausländer:
  Kopie der entsprechenden Befugnis zur Berufsausübung
Der Nachweis ist nach Maßgabe der Vorschriften des Herkunftslandes des Unternehmers durch
- eine Urkunde über die Eintragung im betreffenden in Anhang VII BVergG 2006  angeführten
  Berufs- oder Handelsregister des Herkunftslandes oder
- die Vorlage der betreffenden in Anhang VII genannten Bescheinigung oder eidesstattlichen
  Erklärung,
oder im Falle eines Dienstleistungsauftrages
- die Vorlage der im Herkunftsland des Unternehmers zur Ausführung der betreffenden
Dienstleistung erforderlichen Berechtigung oder eine Urkunde betreffend die im Herkunftsland des
Unternehmers zur Ausführung der betreffenden Dienstleistung  erforderliche Mitgliedschaft zu
einer bestimmten Organisation.
Für die nichtösterreichischen Teilnehmer wird auf die Notwendigkeit der Erwirkung einer Dienstleistungsanzeige mit
entsprechenden Nachweisen lt. EWR Architektenverordnung(BGBl. 695/1995) oder EWR Ingenieurkonsulentenverordnung
(BGBl. 694/1995) hingewiesen.
(Anmerkung: Der Nachweis der Befugnis ist in deutscher Sprache vorzulegen.)

Österreicher:
Kopie

• des Gewerbescheines
• der Eintragung ins Mitgliederverzeichnis der betreffenden Landeskammer

Zur Klarstellung ist hervorzuheben, dass der Nachweis der Befugnis für in Österreich niedergelassene
Unternehmer nach den in Österreich vorgesehenen Bescheinigungen zu erfolgen hat. Die Vorlage
eines Firmenbuchauszuges reicht demnach nicht hin, die Gewerbeberechtigung nachzuweisen, weil
bei der Eintragung ins Firmenbuch diese Angabe des Anmeldenden ungeprüft eingetragen wird.
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B) Geforderte Zuverlässig des Bewerbers/Bieters und allenfalls des
angegebenen Subunternehmers

Allgemeine berufliche Zuverlässigkeit:

 Nachweis, dass gegen den Bewerber/Bieter   
a)  keine rechtskräftigen Verurteilung – sofern es sich

um juristische Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts, eingetragene
Erwerbsgesellschaften oder Arbeitsgemeinschaften handelt – gegen in deren Geschäftsführung
tätige physische Personen ergangen ist, die einen der folgenden Tatbestände betrifft:

• Mitgliedschaft bei einer kriminellen Organisation (§ 278a des Strafgesetzbuches – StGB, BGBl.
• Nr. 60/1974),
• Bestechung (§§ 302, 307, 308 und 310 StGB; § 10 des Bundesgesetzes gegen den unlauteren
• Wettbewerb 1984 - UWG, BGBl. Nr. 448),
• Betrug (§§ 146 ff StGB), Untreue (§ 153 StGB),
• Geschenkannahme (§ 153a StGB),
• Förderungsmissbrauch (§ 153b StGB) oder
• Geldwäscherei (§ 165 StGB)

bzw. einen entsprechenden Straftatbestand gemäß den Vorschriften des Landes in dem der Unternehmer seinen Sitz hat;

b)  oder gegen physische Personen, die in der Geschäftsführung tätig sind, kein rechtskräftiges Urteil
wegen eines Deliktes ergangen ist, das die berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellt;

Der obige Nachweis kann
- bei österreichischen Unternehmen durch Vorlage eines Strafregisterauszuges oder
- bei EU-Ausländer durch eine gleichwertige Bescheinigung einer Gerichts- oder Verwaltungsbehörde
  des Herkunftslandes des Unternehmers (aus der hervorgeht, dass diese Anforderungen erfüllt sind)
erbracht werden.

Nachweis, dass
• kein Konkurs- bzw. Insolvenzverfahren, kein gerichtliches Ausgleichsverfahren, kein

Vergleichsverfahren oder kein Zwangsausgleich eingeleitet oder die Eröffnung eines
Konkursverfahrens mangels hinreichenden Vermögens abgewiesen wurde und

• dass  man sich nicht in Liquidation befindet oder seine gewerbliche Tätigkeit eingestellt hat;

Der obige Nachweis  kann
- bei österreichischen Unternehmen durch Vorlage eines Auszuges aus dem  Firmenbuch,
  Gewerberegister oder Mitgliederverzeichnis der betreffenden Landesklammer oder
- bei EU-Ausländer durch Vorlage eines Auszuges aus einem in Anhang VII angeführten
  Berufs- oder Handelsregisters
erbracht werden.

Nachweis, dass der anbietende Unternehmer seine Verpflichtungen zur Zahlung der
Sozialversicherungsbeiträge, sowie der Steuern und Abgaben erfüllt hat.

Der obige Nachweis (betr. Sozialversicherung/Steuern und Abgaben) können durch Vorlage des
letztgültigen Kontoauszuges der zuständigen
- Sozialversicherungsanstalt oder
- der letztgültigen Lastschriftanzeige der zuständigen Finanzbehörde oder gleichwertiger Dokumente
   des Herkunftslandes des Unternehmers, erbracht werden.
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     Nachweis, dass der anbietende Unternehmer sich bei der Erteilung von Auskünften betreffend
die Befugnis, die berufliche Zuverlässigkeit, die technische Leistungsfähigkeit sowie die
finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit nicht in erheblichem Maße falscher
Erklärungen schuldig gemacht oder diese Auskünfte nicht erteilt hat.

Der obige Nachweis ist durch die Abgabe einer eidesstattlichen Erklärung vorzulegen, welche dem
Angebot beizulegen ist.

Nachweis dass der anbietende Unternehmer im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit keine
schwere Verfehlung, insbesondere gegen Bestimmungen des Arbeits-, Sozial- oder
Umweltrechts, begangen haben, die vom Auftraggeber nachweislich festgestellt wurde;

Der obige Nachweis ist durch Auskunft aus der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des
Bundesministers für Finanzen gemäß § 28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG), BGBl.
Nr. 218/1975, vor zu legen.
Die Auskunft darf nicht älter als 6 Monate sein !

Finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit

Nachzuweisen durch
- eine entsprechende Bankerklärung (Bonitätsauskunft).
- einen Nachweis einer entsprechenden Berufshaftpflichtversicherungsdeckung.
- die Vorlage von Bilanzen oder Bilanzauszügen (sofern diese im Herkunftsland des 
   Unternehmers zur Veröffentlichung vorgeschrieben sind).

    -  eine Erklärung über die solidarische Haftung von Subunternehmern gegenüber dem
Auftraggeber, falls sich der Unternehmer zum Nachweis seiner finanziellen und
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit auf die Kapazitäten von Subunternehmern stützt.
(Wenn nicht, ist dieser Punkt gegenstandslos !).

    - eine Erklärung über den Gesamtumsatz und gegebenenfalls über den Umsatz für den
Tätigkeitsbereich, in den die gegenständliche Vergabe fällt, für die letzten drei Geschäftsjahre
oder für einen kürzeren Tätigkeitszeitraum, falls das Unternehmen noch nicht so lange
besteht.

Kann ein Unternehmer aus einem von ihm glaubhaft zu machenden berechtigten Grund die
oben
geforderten Nachweise für die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit nicht
beibringen, so kann er diese durch folgende Nachweises erbringen:

     -Angaben über die Anzahl der beschäftigten Dienstnehmer.
     -Angaben über Unternehmensbeteiligungen.
     -Angaben über Kapitalausstattung, Anlagevermögen, Grundbesitz.
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Technische Leistungsfähigkeit

Nachzuweisen durch

bei Bauaufträgen
-  eine Liste der in den letzten fünf Jahren erbrachten Bauleistungen;
-  Angaben über die technischen Fachkräfte oder die technischen Stellen, unabhängig davon,

ob diese dem Unternehmen angeschlossen sind oder nicht, und zwar insbesondere über
diejenigen, die mit der Qualitätskontrolle beauftragt sind oder über die der Unternehmer bei
der Ausführung des Bauvorhabens verfügen wird.

       -  Ausbildungsnachweise und Bescheinigungen über die berufliche Befähigung des
Unternehmers und der Führungskräfte des Unternehmers, insbesondere der für die
Ausführung der Arbeiten verantwortlichen Personen.

- bei Bauleistungen, deren Art ein entsprechendes Verlangen des Auftraggebers rechtfertigt,
    die Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die der Unternehmer bei der Ausführung
    des Auftrages gegebenenfalls anwenden will.
-  eine Erklärung, aus der hervorgeht, über welche Ausstattung, welche Baugeräte und

      welche technische Ausrüstung der Unternehmer für die Ausführung des Auftrages
                   verfügen wird.

-  eine Erklärung, aus der das jährliche Mittel der vom Unternehmer in den letzten drei
                   Jahren Beschäftigten und die Anzahl seiner Führungskräfte in den letzten drei Jahren
                   ersichtlich sind.

-  eine Angabe, welche Teile des Auftrages der Unternehmer unter Umständen als
     Subaufträge zu vergeben beabsichtigt;
-  die Bescheinigung, dass der Unternehmer die für die Erbringung der Bauleistung

                   erforderliche berufliche Befähigung, Fachkunde und Erfahrung besitzt.
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2.8. Zuschlagskriterien – Kriterien für die Auftragserteilung

Der Zuschlag wird dem Angebot mit dem niedrigsten Preis erteilt.

Der Zuschlag wird dem technisch und wirtschaftlich günstigsten
Angebot erteilt

Bei einer Vergabe an das technisch und wirtschaftlich günstigste Anbot werden
folgende Zuschlagskriterien zur Prüfung herangezogen:

Kriterium Gewichtung
Preis            %
Qualität            %
Technischer Wert            %
Ästhetik            %
Zweckmäßigkeit            %
Betriebskosten            %
Rentabilität            %
Kundendienst und technische Hilfe            %
Lieferzeitpunkt bzw. -frist            %
Ausführungszeitpunkt bzw. –frist            %
Verpflichtungen hinsichtlich der Ersatzteile            %
Versorgungssicherheit            %
Umweltgerechtheit der Leistung            %
                     %
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2.9. Rechtsgültige Unterschrift

Mit der Abgabe seines Angebotes erklärt der Bieter, dass er die Bestimmungen
der Ausschreibungsunterlagen kennt, dass er über die erforderlichen
Befugnisse zur Ausführung des Auftrages verfügt, dass er die
ausgeschriebene Leistung zu diesen Bestimmungen und den von ihm
angegebenen Preisen erbringt, und dass er sich bis zum Ablauf der
Zuschlagsfrist an sein Angebot bindet

Zusatzvereinbarung zwischen Bieter und Auftraggeber betreffend einer
Zession aus diesem Vertragsverhältnis

Als Auftragnehmer verpflichtet ich mich, keine Zession von Forderungen, welche mir
aus dem Vertrag (gegenüber dem AG) zustehen, vorzunehmen. Ich nehme zur
Kenntnis, dass der AG daher Dritten gegenüber keiner Forderungsübernahme
zustimmen wird.
Im Falle des Verstoßes gegen diese  gesondert ausgehandelte Vereinbarung
verpflichte ich mich zur Zahlung einer Vertragsstrafe von 1% der jeweils
vereinbarungswidrig abgetretenen Forderung.

zutreffendes bitte ankreuzen !
Ich stimme vorstehender Regelung betreffend Zession ausdrücklich zu
Ich stimme vorstehender Regelung betreffend Zession nicht zu

................................,...........................           ………...................................................
Ort    Datum   rechtsgültige Fertigung

Gilt nur für Bietergemeinschaften !

Bei Bietergemeinschaften haben alle an der Bietergemeinschaft beteiligten Unternehmen eine
rechtsgültige Unterschrift abzugeben.

Partner der Bietergemeinschaft:

...................................... ....................... .…......................................
Ort Datum rechtsgültige Fertigung

Wir erklären als Mitglieder der Bietergemeinschaft, dass wir die gesamten Leistungen
des gegenständlichen Vergabeverfahrens im Falle einer Beauftragung als solidarisch
haftende Erwerbsgesellschaft des bürgerlichen Rechtes (Arbeitsgemeinschaft)
erbringen werden.
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